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Bonn, den 3. März 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Abfallbeseitigung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schoettle, Dichgans, 
Kirst und Genossen 
- Drucksache VI/3127 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundes- 
regierung wie folgt: 


1. a) Ist die Zentralstelle für Abfallbeseitigung nach den bis- 
herigen Erfahrungen in ihrem Aufbau sowie ihrer personellen 
und finanziellen Ausstattung in der Lage, die ihr zugewiese- 
nen Aufgaben wirksam zu erfüllen? 

Der mit Wirkung vom 1. Januar 1965 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Bundesländern abgeschlossene 
Vertrag ging davon aus, daß die Probleme der Abfallbeseiti- 
gung Aufgaben für Bund und Länder mit sich bringen, die der 
wissenschaftlichen Untersuchung an einer zentralen Stelle be- 
dürfen. Mit der Durchführung dieser Aufgaben wurde das Bun- 
desgesundheitsamt in Berlin beauftragt. Die Aufgabenstellung 
der „Zentralstelle für Abfallbeseitigung (ZfA)" des Bundes- 
gesundheitsamtes wurde wie folgt begrenzt (Zweiter Bericht der 
Bundesregierung zum Problem der Beseitigung von Abfallstof- 
fen - Drucksache I V/587) : 

a) Grundsätze und Richtlinien auszuarbeiten und in Form von 
Merkblättern zusammenzufassen, 

b) Vorschläge für die Koordinierung, Auswahl und Vergabe 
von Forschungsvorhaben zu unterbreiten, 

c) eine umfassende Dokumentation zu Fragen der Abfallbesei- 
tigung durchzuführen und 

d) Statistik auf dem Gebiet der Abfallbeseitigung zu betreiben. 

Die Zentralstelle für Abfallbeseitigung hat seit Aufnahme ihrer 
Tätigkeit im Jahre 1965 ihre Arbeit, insbesondere durch Auf- 
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Stellung einer Reihe von Merkblättern und Informationsschrif- 
ten, die in enger Zusammenarbeit mit einer Vielzahl von Sach- 
verständigen erarbeitet wurden, geleistet. 

Das Ziel, eine umfassende Dokumentation der Abfallbeseiti- 
gung aufzubauen, konnte bisher wegen unzureichender finan- 
zieller Mittel nicht in dem wünschenswerten Umfang erreicht 
werden. 

Die Zentralstelle hat ferner Vorschläge bei der Koordinierung, 
Auswahl und Vergabe von Forschungsvorhaben gemacht und 
viele statistische Unterlagen gesammelt. 

Neben diesen eigentlichen Aufgaben für Bund und Länder 
mußte die Zentralstelle in ganz erheblichem Umfang für die 
Beantwortung von Anfragen aus Gemeinden, Verbänden, Ge- 
werbe und Industrie, aus allen Kreisen der Bevölkerung im 
Inland und für zahlreiche Anfragen aus dem Ausland zur Ver- 
fügung stehen. 

Zur Durchführung dieser Aufgaben standen der Zentralstelle 
bis 1970 jährlich 300 000 DM an finanziellen Mitteln zur Ver- 
fügung. Dieser Betrag wurde ab 1971 vertraglich auf 380 000 
DM erhöht. Das Personal bestand aus vier, zeitweise nur aus 
zwei Fachleuten. 

Soweit es die engen finanziellen und personellen Möglichkei- 
ten überhaupt zuließen, hat die Zentralstelle die ihr bei Ab- 
schluß des Bund-Länder-Vertrages gestellten Aufgaben weit- 
gehend erfüllt. Von der WHO ist die Zentralstelle als Colla- 
borating Center auf dem Gebiet der Abfallbeseitigung für die 
BRD anerkannt worden. 

Im Bericht der Projektgruppe Abfallbeseitigung, der im Rah- 
men des Umweltprogramms der Bundesregierung 1971 von 
zahlreichen Sachverständigen erstellt wurde, ist andererseits 
ausdrücklich darauf hingewiesen worden, daß sich die Probleme 
und Aufgaben der Abfallbeseitigung in den letzten Jahren sehr 
ausgeweitet haben und nur lösbar sind, wenn hierfür leistungs- 
fähige Einrichtungen zur Verfügung stehen. 

Die bisherige Arbeit der Zentralstelle wurde voll anerkannt, 
zugleich wurde jedoch hervorgehoben, daß wegen der sehr 
beschränkten Aufgabenstellung, dem viel zu geringen Personal- 
einsatz und der ungenügenden finanziellen Ausstattung um- 
fangreiche und dringliche Aufgaben auf diesem Gebiet von der 
Zentralstelle bisher kaum oder überhaupt nicht bearbeitet wer- 
den konnten. 

Anläßlich der 5., 6. und 7. öffentlichen Informationssitzung des 
Innenausschusses des Deutschen Bundestages zu Fragen des 
Umweltschutzes - Anhörung zu dem Thema „Abfallbeseiti- 
gung" " vertraten Sachverständige die gleiche Meinung. 
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b) Ist es gelungen, die Schwierigkeiten bei der Stellenbesetzung 
zu überwinden? 


Bei der starken Fluktuation des Fachpersonals der Zentral- 
stelle konnten zwar die offenen Stellen stets wieder besetzt 
werden, es ergaben sich aber erhebliche Schwierigkeiten wegen 
der erforderlichen längeren Einarbeitungszeit neuen Personals. 


c) Worauf ist die große personelle Fluktuation der leitenden 
Mitarbeiter der Zentralstelle zurückzuführen? 

Die für die Zentralstelle angeworbenen jungen Fachleute sind 
von der Zentralstelle im In- und Ausland vielseitig ausgebildet 
worden. Sie verließen die Zentralstelle jedoch nach relativ kur- 
zer Zeit wieder, da sie dort nur als Angestellte beschäftigt wur- 
den und da ihnen von Bundesländern, Kommunen und Industrie 
Verbeamtung oder besser dotierte Stellen geboten wurden. Von 
den Angehörigen der Zentralstelle wurde es als unbefriedigend 
empfunden, daß der Vertrag für die Zentralstelle nur bis zum 
31. Dezember 1969 Geltung hatte und sich danach nur um 
jeweils ein Jahr verlängerte. Eine anstehende diesbezügliche 
Vertragsänderung (Verlängerung um zwei Jahre) wird von 
den Angestellten als unzureichend empfunden. Zudem hat sich 
das bisherige Finanzierungssystem, das für jede Erhöhung des 
Etats, z.B. wegen höherer Tarife, ein umständliches Vertrags- 
änderungsverfahren erforderlich macht, als zu starr erwiesen. 
Bund und Länder bemühen sich deshalb um eine Neufassung 
des Vertrages. 


d) Was ist beabsichtigt, um die Zusammenarbeit der Zentral- 
stelle mit den Ländern effektiver zu gestalten? 


Die Bundesregierung prüft zur Zeit die Möglichkeiten zur Er- 
richtung einer technisch-wissenschaftlichen Beratungseinrich- 
tung, die den hohen und vielseitigen Anforderungen gerecht 
wird, die gegenwärtig und in nächster Zeit an die Siedlungs- 
abfallwirtschaft gestellt werden. Ausgangspunkt dieser Über- 
legungen sind Vorschläge der Projektgruppe Abfallbeseitigung, 
nach denen eine solche Einrichtung folgende Aufgaben über- 
nehmen müßte: 

— Festlegung, Koordinierung, Durchführung, Vergabe und 
Auswertung von Forschungsvorhaben und Entwicklungsauf- 
trägen 

— Erstellung von Planungsstudien und Gutachten 

— Futurologie 

(Beobachtung von Trends; Vorbereiten und Auswerten sta- 
tistischer Erhebungen, Datensammlung und -Verarbeitung) 

— Erarbeitung wissenschaftlicher Grundlagen für die gesetz- 
geberische Arbeit 
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— Abschätzung der Auswirkung geplanter oder möglicher ge- 
setzlicher Maßnahmen bezüglich 

a) des Umweltschutzes, 

b) anderer berührter Bereiche (z. B. Wirtschaft, Verkehr) 

— Erstellung von Merkblättern und Richtlinien 

— Entwicklung, Planung und Betreuung von Demonstrations- 
und Versuchsanlagen (Pilotplants) 

— Prüfung von Anträgen und Vorschlägen für die Gewährung 
finanzieller Hilfen des Bundes 

— fachliche Beratung des Bundes und der Länder 

— fachliche Beratung der Kommunen und der Gebietskörper- 
schaften, soweit diese Aufgaben nicht von Ingenieurbüros 
oder Landesbehörden wahrgenommen werden 

— Vertretung in in- und ausländischen Fachgremien 

— Lehr- und Ausbildungstätigkeit 

— Öffentlichkeitsarbeit 

— Begutachtung und Prüfung technischer Neuerungen 

— umfassende Dokumentation 


2. a) Ist der Bundesregierung bekannt, daß einige Mineralölgesell- 
schaften ihren Tankstellen empfohlen haben, die bei ihnen 
anfallenden Altöle nur an Verbrenner abzugeben? 


Einige Mineralölgesellschaften haben eine begrenzte Zahl ihrer 
Tankstellenpartner in Süddeutschland darauf aufmerksam ge- 
macht, daß bei einer Ablieferung von Altöl an Verbrennungs- 
gesellschaften entsprechend weniger Altöl regeneriert werden 
könne und damit weniger Konkurrenzware auf den Markt 
komme. Derartige Hinweise sind s. Z. mit der Feststellung ver- 
bunden worden, daß die Verbrennungsgesellschaften auch die 
nicht regenerierbaren Stoffe, vor allem Rückstände aus Wasch- 
gruben, Schlammfängen und Ölabscheidern, beseitigen. 


b) Entstanden 1971 in Verbindung mit dem Altölbeseitigungs- 
gesetz unterschiedliche Kosten für die schadlose Beseitigung 
durch Verbrennung bzw. Aufarbeitung, und wie wird dies- 
bezüglich die langfristige Kostenentwicklung beurteilt? 

Im Jahre 1971 entstanden unterschiedliche Kosten für die Alt- 
ölbeseitigung. Während der Zuschußsatz von 12 DM/100 kg 
Altöl, soweit regeneriert, unverändert bleiben konnte, mußte 
der Zuschußsatz für verbranntes Altöl von bisher 10 DM/100 kg 
auf 12,60 DM/100 kg erhöht werden. 

Der Betrag von 12,60 DM ist ein Höchstsatz; er ist in erster Linie 
für Anlagen vorgesehen, deren Betrieb besonders geringe 
Umweltbelastungen verursacht, z. B. durch Verwendung von 
Abgas-Elektrofiltern. 
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Die diesbezügliche langfristige Kostenentwicklung ist nicht 
zuletzt von den künftigen Umweltschutz-Auflagen abhängig, 
etwa von Vorschriften zur weitergehenden Reinigung von 
Abgaben bzw. Verbrennungsstoffen sowie zur Beseitigung von 
Rückständen aus Altölraffinerien. Für den Bereich der Regene- 
rierung ist die Preisentwicklung auf dem Mineralölmarkt mit- 
entscheidend. 

Eine verläßliche Beurteilung ist nicht möglich, jedoch kann nicht 
ausgeschlossen werden, daß die tendenzielle Verteuerung der 
Altölverbrennung zunächst bestehen bleibt. 


c) Welche der beiden Beseitigungsarten ist umweltfreundlicher? 

Die Aufarbeitung von Altölen ist dort, wo sie möglich ist, 
grundsätzlich umweltfreundlicher. Jede Verbrennung ist selbst 
bei Anwendung modernster Luftreinhaltetechniken zwangs- 
läufig mit Luftverunreinigungen verbunden. 

Da von der auf Grund des Altölgesetzes beseitigten Altölmenge 
nur ein Teil regeneriert wird - 1971 waren es 78 ^Vo von 315 000 
Tonnen -, hat auch die Altölverbrennung im Hinblick auf die- 
jenigen Altöle Bedeutung, die auf andere Weise nicht gewässer- 
unschädlich beseitigt werden können. Auch die Rückstände aus 
der Altöl-Aufarbeitung werden zum Teil verbrannt. 


Genscher 



